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Der DStGB:  
Eine starke Stimme 
 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-
Ebene gibt er Kommunen eine 
starke Stimme und greift die The-
men auf, die Bürger: innen vor Ort 
bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Beset-
zung der Organe orientiert sich an 
dem Votum der Wähler bei den 
Kommunalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

Die Folgen des Klimawandels 
sind längst in den Städten und 
Gemeinden Deutschlands an-
gekommen. Insbesondere die 
immer häufiger auftretenden 
Extremwetterereignisse ma-
chen dies sichtbar. Nicht nur 
Starkregenereignisse und 
Hochwasser stellen die Kom-
munen vor große Herausforde-
rungen. Auch langanhaltende 
Hitze mit Rekordtemperaturen 
sowie Dürreperioden führen zu 
gravierenden Folgewirkungen 
für Umwelt, Wirtschaft und Ge-
sellschaft. Neben verstärkter 
Klimaschutzanstrengungen 
rückt daher die Klimaanpas-
sung immer stärker in den Mit-
telpunkt. Hierbei gilt es, die Le-
bensqualität in den Kommunen 
zu erhalten und Schäden durch 
effektive Maßnahmen und 
kluge Konzepte vorzubeugen. 
Kommunen sind hierbei 
Schlüsselakteure, die diese 
Aufgabe aber nicht allein be-
wältigen können. 

Der Sommer 2026 zeigt mit Rekord-
temperaturen von über 40 °C sowie 
langen Dürreperioden, wie sehr ext-
reme Wetterereignisse, Hitzeperio-
den und Trockenphasen bereits jetzt 
das Bild in Deutschland prägen. Dies 
bestätigt auch der Bericht des Welt-
klimarates (IPCC), laut dem die 
Klimarisken für Ökosysteme und 
Menschen deutschlandweit rapide 
zunehmen. Zwar ist in Deutschland 
im langjährigen Mittel weiterhin aus-
reichend Wasser verfügbar, jedoch 
treten bereits jetzt vermehrt regional 
begrenzte Wasserknappheit und 
Niedrigwasser auf. In den vergange-
nen zehn Jahren haben die Dürren 

hierzulande merklich zugenommen. 
Auch der Trend bei der Anzahl „Hei-
ßer Tage“ (über 30 °C) ist deutlich 
steigend. Sämtliche der nach Anzahl 
der heißen Tage zehn wärmsten 
Jahre der Aufzeichnungen wurden 
seit 1994 registriert. 
 
Aktuelle Gutachten des Forschungs-
instituts Prognos im Auftrag des 
Bundesarbeitsministeriums zeigen, 
dass jeder Tag mit Temperaturen von 
30 Grad oder mehr vor allem auf-
grund geringerer Leistungsfähigkeit 
der Beschäftigten für die Wirtschaft 
Kosten in Höhe von rund 430 Millio-
nen Euro verursacht. Bei mehr als 
35°C sind es sogar 984 Millionen 
Euro. Diese Entwicklungen beein-
flussen zudem auch die Infrastruktu-
ren in unseren Städten und Gemein-
den, die Umwelt, die Land- und 
Forstwirtschaft und nicht zuletzt das 
Leben und die Gesundheit eines je-
den Einzelnen. Die Zunahme von 
Hitzetagen und Tropennächten stellt 
besonders für ältere Menschen, 
chronisch Kranke und Kinder ein 
ernstzunehmendes Gesundheitsri-
siko dar. Dabei belasten die hohen 
Lufttemperaturen den menschlichen 
Körper nicht nur direkt, sondern kön-
nen auch Verunreinigungen der 
Atemluft auslösen. 
 
Langanhaltende Hitzeperioden füh-
ren zudem zu Dürre und Wasser-
knappheit. Zahlreiche Flüsse und 
Bäche sind in den vergangenen 
Sommern in Deutschland ausge-
trocknet und Seen „gekippt“. Län-
gere Hitzeperioden erhöhen zugleich 
den Wasserbedarf von Menschen, 
Tieren und Pflanzen. Hierdurch kam 
es in einigen Regionen bereits zu 

Klimaschutz und Klimaanpassung 

Hitze und Dürre in Städten und 
Gemeinden 
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Versorgungsengpässen und Nut-
zungskonflikten rund um die Trink-
wasserversorgung. Wasserknapp-
heit und niedrige Wasserpegel ha-
ben außerdem Auswirkungen auf die 
Schifffahrt, Land- und Forstwirt-
schaft, Energiewirtschaft und Was-
serwirtschaft. Auch steigt mit lang-
anhaltender Hitze und Dürre die Ge-
fahr von Wald- und Flächenbränden. 
 
Um Städte und Gemeinden langfris-
tig resilient und lebenswert zu ge-
stalten, bedarf es in den kommen-
den Jahren umfassender Anpas-
sungsprozesse. Zu den zentralen 
Herausforderungen gehören dabei 
eine klimaangepasste Siedlungs- 
und Flächenentwicklung, klimaresi-
liente Infrastrukturen im Bereich der 
Wasserwirtschaft und städtebauli-
che Maßnahmen, wie die energeti-
sche Sanierung kommunaler und 
privater Gebäude. 
 
Wasserressourcen schonen 
und Bevölkerung sensibilisie-
ren 

Angesichts der vermehrt auftreten-
den regionalen Wasserknappheiten 
mussten einzelne Kommunen in den 

vergangenen Jahren bereits leerge-
laufene Wasserspeicher melden und 
eine zeitweise Notversorgung der 
Bevölkerung sichern. Hierbei wurde 
auch die Bevölkerung bereits regel-
mäßig zum Wassersparen aufgeru-
fen. 
 
Trinkwasser ist das wichtigste Le-
bensmittel für den Menschen. Der 
öffentlichen Wasserversorgung ist 
daher höchste Priorität einzuräu-
men. Zum Schutz der Ressource 
Wasser und der langfristigen Sicher-
stellung der Wasserversorgungen ist 
eine konsequente und zeitnahe Um-
setzung der Maßnahmen des Akti-
onsprogramms Wasser der Nationa-
len Wasserstrategie (NWS) notwen-
dig. Hierfür ist der Entwurf der „Leit-
linien zum Umgang mit Nutzungs-
konkurrenzen bei Wasserknapp-
heit“, den Bund und Länder im Rah-
men der Bund-Länder Arbeitsge-
meinschaft Wasser (LAWA) als Teil 
der NWS erarbeitet haben, ein 
Schritt in die richtige Richtung. Die 
Leitlinien stellen die Handlungsopti-
onen der Vollzugsbehörden für den 
Vorsorgebereich und den Akutfall 
dar und geben den Behörden ein-
heitliche Entscheidungsgrundlagen 

an die Hand. Der Entwurf muss nun 
zügig von den Ländern beschlossen 
und der kommunalen Ebene zur Ver-
fügung gestellt werden, um rechtssi-
chere und einheitliche Maßnahmen 
bei Wasserknappheit sicherzustel-
len. Die vorgesehene Priorisierung 
der öffentlichen Wasserversorgung 
ist dabei zwingend notwendig. 
 
Zur Resilienz der Wasserversorgung 
trägt zudem ein dezentrales und kli-
maangepasstes Wassermanage-
ment bei. Ein solches wird weiterhin 
von den Kommunen und ihren Un-
ternehmen vorangetrieben. Bund 
und Länder müssen die Städte und 
Gemeinden daher hierbei fördern 
und auch die Erarbeitung regionaler 
Wasserversorgungskonzepte lang-
fristig unterstützen. 
 
In diesem Zusammenhang ist auch 
zu prüfen, inwieweit zusätzliche 
Wasserspeicherkapazitäten „vor 
Ort“, auch in Form von Trinkwasser-
brunnen, geschaffen werden müs-
sen, um den Bedarf in Hitzeperioden 
bedienen zu können. Es muss auch 
der Aus- und Neubau von Wasser-
speichern als Ergänzung zu naturba-
sierten Lösungen geprüft werden. 
Mit Blick auf die Landwirtschaft gilt 
es, die Landnutzungsformen zu 
überprüfen und zu mehr angepass-
ten und für den Wasserhaushalt 
günstigen Kulturen, wie z.B. Förde-
rung des ökologischen Landbaus, ei-
ner Anpassung der Flurstrukturen 
oder der Moorwiedervernässung, zu 
kommen. 
 
Zugleich muss die Bevölkerung für 
einen verantwortungsvollen Um-
gang mit der Ressource Trinkwasser 
sensibilisiert und hierzu angehalten 
werden. 
 
Dies betrifft sowohl eine sparsame 
Nutzung in Zeiten der Wasserknapp-
heit als auch Informationen zu was-
sersensiblen Maßnahmen auf 
Grundstücken. Nur so kann eine An-
ordnung von Nutzungsbeschränkung 
als letztes Mittel verhindert werden. 
 

Anzahl der heißen Tage (über 30 Grad Celsius) von 1951 bis 2025; Grafik DStGB 2026 
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Klimaanpassung als kommu-
nale Schlüsselaufgabe 

Maßnahmen zur Klimaanpassung 
sind für einen präventiven Umgang 
mit Hitze- und Dürre unerlässlich.  
Das im Juli 2024 in Kraft getretene 
Klimaanpassungsgesetz des Bundes 
zielt daher in die richtige Richtung. 
Neben einer vorsorgenden Klimaan-
passungsstrategie schreibt das Ge-
setz Anpassungsmaßnahmen für 
Bund, Länder und Kommunen ver-
bindlich vor. 
 
Unter anderem soll für das Gebiet 
jeder Gemeinde oder eines Kreises 
ein integriertes Klimaanpassungs-
konzept aufgestellt werden. Zwar 
haben bereits viele Städte, Kreise 
und Gemeinden entsprechende 
Konzepte erarbeitet, gleichwohl 
droht vielen Kommunen hierdurch 
ein erheblicher administrativer und 
finanzieller Aufwand, der sowohl 
durch die Erstellung von Klimaan-
passungskonzepten als auch durch 
umzusetzende Maßnahmen zur 
Klimaanpassung entstehen wird. 
 
Es bedarf daher einer auskömmli-
chen personellen und finanziellen 
Unterstützung durch Bund und Län-
der. Doch auch die Information und 
Beratung sowie die Vernetzung von 
Kommunen untereinander muss 
weiter gefördert werden. Städte und 
Gemeinden können gerade von gu-
ten Beispielen und dem Austausch 
mit anderen Kommunen lernen. Da-
hingehende Vernetzungsangebote 
und Best-Practice-Beispiele gilt es 
nicht nur zu fördern, sondern zu ver-
stetigen. 
 
Daher muss die Arbeit des Kompe-
tenzzentrums Klimafolgen und An-
passung (KomPass) sowie des Zent-
rums Klimaanpassung (www.zent-
rum-klimaanpassung.de) langfris-
tig fortgeführt und weiterhin auf 
kommunale Belange ausgerichtet 
werden.  
 
 

Kommunale Hitzeaktions- und 
Notfallpläne weiter ausbauen 

Kommunale Hitzeaktionspläne wer-
den angesichts der sich verändern-
den klimatischen Bedingungen im-
mer wichtiger. Hitzeaktionspläne 
sind ein wirksames Instrument, um 
Menschen und Strukturen auf ext-
reme Hitzeereignisse vorzubereiten 
und auf diese zu reagieren.  
 

Zahlreiche Städte und Gemeinden 
haben daher bereits Hitzeaktions-
pläne erarbeitet oder die entspre-
chenden Maßnahmen in Klimaan-
passungsstrategien oder anderen 
kommunalen Leitfäden niedergelegt. 
 
Besondere Priorität hat dabei der 
Schutz vulnerabler Bevölkerungs-
gruppen wie Senioren, Kranke und 
Kinder bspw. durch Einrichtung von 
Kühlungsräumen und Beschattungs-
möglichkeiten in Kindergärten, 
Schulen, Parks und öffentlichen 
Plätzen. Sofern noch nicht vorhan-
den, sollten Hitzepläne besonders 
betroffene Einrichtungen wie Kran-
kenhäuser und Behinderten- sowie 
Alten- und Pflegeeinrichtungen mit 
einbeziehen. Für solche Einrichtun-
gen gilt es insbesondere auch 

technische Vorkehrungen, wie Kli-
maanlagen, vorzuhalten. 
 
Die in allen Bundesländern vorhan-
denen Hitzewarnsysteme, die mit 
dem Deutschen Wetterdienst (DWD) 
eingerichtet wurden, sind zu über-
prüfen und ggf. anzupassen. Hierbei 
muss sichergestellt werden, dass 
besonders gefährdete Bevölkerungs-
gruppen rechtzeitig und im erforder-
lichen Umfang gewarnt werden. 

Klimaschutz und -anpassung 
als Grundlage der Stadtplanung  

Zentrales Element bei der Anpas-
sung an die Folgen des Klimawan-
dels ist eine klimagerechte Stadt-
entwicklung und -planung. Dieser 
Aspekt muss daher in allen Berei-
chen der Planung mitbedacht wer-
den. Hierfür finden sich im Entwurf 
der Novelle des Baugesetzbuchs be-
reits sinnvolle Ansätze. So sind zu-
künftig unter anderem Klimaanpas-
sungskonzepte und Hitzebelas-
tungskarten im Rahmen der Bauleit-
planung zu beachten. Zudem listet 
der § 191a BauGB die Instrumente, 
die der Kommune zur Klimaanpas-
sung zur Verfügung stehen, auf. 
 

Temperaturanomalie in Deutschland in den Jahren 1881 bis 2025; Grafik DStGB 2026 
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Eine dichte Bebauung und ein hoher 
Versieglungsgrad mit einer geringen 
Begrünung führen bei langanhalten-
den hohen Temperaturen zu Hitze-
staus und Aufheizungen, sogenann-
ten Hitzeinseln. Ausreichend entsie-
gelte Flächen sowie an die Hitze und 
Dürre angepasstes Stadtgrün sind 
daher erforderlich. Zudem müssen 
Freiluftschneisen trotz der beste-
henden Interessenkonflikte und der 
notwendigen Nachverdichtung im 
Innenbereich freigehalten werden. 
Denn bereits kleine bauliche Barrie-
ren stören den Luftaustausch in den 
Städten. 
 
Auch das Schwammstadtprinzip ist 
ein wichtiger Aspekt städtebaulicher 
Planung. Bisher wird Regenwasser in 
Städten und Gemeinden an vielen 
Stellen abgeleitet. Hierdurch versi-
ckert und verdunstet es selten. 
Durch eine wassersensible Stadt-
entwicklung kann das Potential der 
Ressource Wasser genutzt werden, 
indem es gezielt bei der Klimaanpas-
sung eingesetzt wird und zur Küh-

lung und Bewässerung von Grünflä-
chen beiträgt. Hierfür gilt es, ein in-
telligentes Abwasser- und Regen-
wassermanagement sowie eine 
wasserbewusste Stadtentwicklung 
zu etablieren. Dezentrale und um-
weltverträgliche Maßnahmen zum 
Wasserrückhalt und Speicherung in 

der Fläche sollten daher gezielt ge-
fördert werden. 
 
Auch bei der Sanierung oder Neuer-
richtung öffentlicher bzw. kommu-
naler Gebäude muss die Klimaan-
passung unmittelbar eingeplant wer-
den. Dazu gehört neben einer ausrei-
chenden Dämmung von Gebäuden 
auch der Einbau von Kühlungssyste-
men wie bspw. Kühldecken oder 
auch Erdsonden. Und auch in der 
langfristigen Straßen- und Verkehrs-
gestaltung gilt es Herausforderun-
gen durch Hitzeschäden zu berück-
sichtigen und hitzeangepasste Mate-
rialien zu verwenden. 
 
Planungsprozesse sind dabei als in-
terdisziplinäre Querschnittsaufgabe 
zu verstehen. Die Zusammenarbeit 
und damit die Integration des Fach-
wissens verschiedener Disziplinen, 
wie z. B. der Stadt- und Freiraumpla-
nung, der Wasserwirtschaft, des 
Verkehrs, der Architektur und des 
Sozialen sind von besonderer Be-
deutung. 

Wesentlich ist hierbei vielfach der 
Einsatz von kommunalen Klima-
schutz- bzw. Klimaanpassungsma-
nager/innen, die die Planung und Ko-
ordinierung einzelner Maßnahmen 
begleiten. Diese Aufgabe gilt es nicht 
nur befristet, sondern dauerhaft von 
Seiten des Bundes und der Länder 
zu fördern. 

Blau-grüne Infrastruktur för-
dern 

Innerstädtische Grün- und Wasser-
flächen, Parkanlagen oder auch 
Kleingärten regulieren in sommerli-
chen Hitzeperioden das innenstädti-
sche Klima und beugen deren Über-
hitzung vor. Dies gilt es zukünftig 
stärker im Rahmen der Bauleit-pla-
nung und Stadtentwicklung zu be-
achten. 
 
Dach- und Fassadenbegrünungen 
fördern nicht nur die Biodiversität im 
innerstädtischen Bereich, sie haben 
auch nachweislich positiven Ein-
fluss auf das städtische Mikroklima 
und können insbesondere Tempera-
turspitzen abmildern. 
 
Gerade in Bereichen mit geringen 
Gebäudeabständen kann eine Fas-
sadenbegrünung eine Ergänzung 
oder Alternative zur Bepflanzung mit 
Bäumen sein. Sie wirkt sich hitze-
mildernd aus, da die Abstrahlung ei-
ner Hauswand spürbar vermindert 
wird. Auch Dachbegrünungen wirken 
dem Wärmeinseleffekt klar entgegen 
und verhindern das Aufheizen von 
Gebäuden. Gleichzeitig übernehmen 
sie wichtige Funktionen bei der Re-
genwasserrückhaltung. Indem der 
oberirdische Wasserabfluss zeitlich 
verzögert wird, verhindern sie die 
Überlastung der kommunalen Ent-
wässerung. Zudem kommt es durch 
die Verdunstung und die Pflanzen-
aufnahme des Regenwassers zu ei-
ner Verringerung der Gesamtab-
flussmenge. 
 
Zusätzlich übernehmen Grün- und 
Wasserflächen wichtige Funktionen 
in der Naherholung und Freizeitge-
staltung. Aufgrund der in Zukunft zu 
erwartenden, sich häufenden Tro-
ckenperioden empfiehlt sich die 
schrittweise Umstellung auf hitze- 
und trockenheitstolerante Pflanzen 
und Bäume, die wenig Wasser benö-
tigen. So kann gewährleistet werden, 
dass auch in Zukunft städtische 
Parks und Gartenanlagen langfristig 
und resilient aufgestellt sind. 

Dürreintensität in der Vegetationsperiode April bis Oktober für den Gesamtboden, 
Quelle: UFZ-Dürremonitor/ Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung 
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Hinzu kommt, dass mit schatten-
spendenden Stadtbäumen der Kli-
makomfort deutlich verbessert wer-
den kann. Durch Schatten und 
Transpirationsprozesse wirken 
Stadtbäume vor allem in Bodennähe 
der Wärmebelastung in stark ver-
dichteten Gebieten entgegen und 
tragen so zur Verbesserung des Kli-
mas bei. 
 
Gemeinsame Zusammenarbeit 
und Vernetzung stärken 

Die Auswirkungen von Hitze und 
Dürre stellen Städte und Gemein-
den vor große Herausforderungen. 
Kommunen sind in diesem Bereich 
bereits seit vielen Jahren aktiv und 
befassen sich intensiv mit den dar-
gestellten Aufgaben und Herausfor-
derungen zur Hitze- und auch Über-
flutungsvorsorge. Die Bewältigung 
der Klimafolgen ist allerdings keine 
alleinige kommunale Aufgabe, son-
dern fordert Bund, Länder und Kom-
munen gleichermaßen. Bund und 
Länder sind daher aufgefordert, die 
Kommunen bei Vorsorgemaßnah-
men auch in Zukunft zu unterstüt-
zen. Wichtig ist insbesondere ein 
fortlaufender Austausch über aktu-
elle Erkenntnisse, Handlungsan-
sätze sowie Kooperationen. 
 
Das Bundesgesundheitsministerium 
hat etwa bereits ein Beratungsange-
bot für mehr Hitzeschutz in Kommu-
nen zur Verfügung gestellt. Dieses 
befindet sich auf dem aktuellen 
Hitze-Service-Portal des BMG 
(www.hitzeservice.de). 
 
Auch die bereits angesprochenen 
Leitlinien zum Umgang mit Nut-
zungskonkurrenzen bei Wasser-
knappheit können nach ihrer Veröf-
fentlichung gute Hilfestellungen lie-
fern. 

Zusätzlich hat das Bundesumwelt-
ministerium im Juli 2026 das erste 
bundesweite Niedrigwasserinforma-
tionssystem (NIWIS) vorgestellt 
(https://niwis-online.de). Hiermit 
soll erstmals ein bundesweiter, me-
thodisch einheitlicher Überblick 
über die aktuelle Niedrigwassersitu-
ation mit umfassenden Hintergrund-
analysen zur Verfügung gestellt wer-
den. 
 
Finanzierung langfristig sichern 

Der Finanzierungsbedarf im Bereich 
Klimaschutz und Klimaanpassung 
ist gewaltig. Nach Expertenschät-
zungen müssten die Kommunen 
jährlich mindestens 8 Milliarden 
Euro allein im Bereich der Klimaan-
passung investieren, um sich auf 
Extremwetterereignisse besser ein-
zustellen. 
 
Angesichts der kritischen Finanzlage 
der Kommunen bedarf es daher ei-
ner planbaren und langfristigen fi-
nanziellen Unterstützung der Kom-
munen durch Bund und Länder. 
 
Der im Koalitionsvertrag 2025 ange-
kündigte „Sonderrahmenplan Natur-
schutz und Klimaanpassung“ sowie 
die Prüfung, eine neue Gemein-
schaftsaufgabe Klimaanpassung im 
Grundgesetz zu etablieren (Art. 91a 
GG), sind insoweit ausdrücklich zu 
begrüßen. Dies gilt auch für die Ab-
sicht des Bundes, die GAK-Förder-
mittel nicht nur zu verstetigen, son-
dern weiter auszubauen. Auch die 
Nationale Klimaschutzinitiative (NKI) 
einschließlich der wichtigen Förde-
rung durch die sog. Kommunalricht-
linie bleibt ein zentraler Hebel und 
hat sich in der Vergangenheit als Er-
folgsmodell erwiesen.  
 

Nunmehr gilt es, diese Förderver-
sprechen zeitnah einzulösen. Hin-
sichtlich der Art und Weise der För-
derung sollte auf eine praxisge-
rechte Förderung geachtet und die 
Antrags-, Bewilligungs- und Nach-
weisverfahren drastisch vereinfacht 
werden. Bund und Länder sollten 
den Kommunen verstärkt Förder-
pauschalen anbieten und ihnen 
mehr Vertrauen bei der Mittelver-
wendung entgegenbringen. 

Mitgliedsverbände 
Bayerischer Gemeindetag | Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz | Gemeinde- und Städtebund Thüringen  Ge-
meindetag Baden-Württemberg | Hessischer Städte- und Gemeindebund | Hessischer Städtetag Niedersächsischer 
Städte- und Gemeindebund Niedersächsischer Städtetag | Saarländischer Städte- und Gemeindetag | Sächsischer 
Städte- und Gemeindetag | Schleswig-Holsteinischer Gemeindetag | Städte- und Gemeindebund Brandenburg | 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen | Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt | Städte- und Ge-
meindetag Mecklenburg-Vorpommern | Städteverband Schleswig-Holstein Städtetag Rheinland-Pfalz 

http://www.hitzeservice.de/

